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Vorwort 

Untersuchungen, die sich einem aktuellen Thema widmen, laufen 
Gefahr,  hinter der Entwicklung herzuhinken. Von solchem Schicksal 
bleibt auch diese Studie nicht verschont. Sie wurde Mitte Jul i 1979 
abgeschlossen und konnte deshalb danach eingetretene Ereignisse (ins-
besondere die Neuformulierung  des Regierungsentwurfs  zum nordrhein-
westfälischen Hochschulgesetz) sowie jüngst erschienene Veröffentlichun-
gen (ζ. B. Klaus-Peter Deumelands Kommentar zum Hochschulrahmen-
gesetz) nicht mehr berücksichtigen. 

Manche Fragen sind in dieser Arbeit nicht oder nur am Rande berück-
sichtigt. Man denke etwa an die Hochschulplanung, an die Verfahrens-
bestimmungen für die Hochschulgremien oder an die spezifischen orga-
nisationsrechtlichen Probleme der medizinischen Fachbereiche. Eben-
sowenig kann die Untersuchung in Anspruch nehmen, die hochschul-
rechtlich relevante Literatur i n ihrer ganzen Fülle ausgeschöpft zu ha-
ben. Das Bemühen um Vollständigkeit hätte jedoch die Fertigstellung 
der Publikation nachhaltig verzögert und daher ihren „Zeitwert" er-
heblich gemindert. Das aber galt es zu vermeiden, und so mußte der Fra-
genhorizont eingegrenzt werden. Es bleibt zu hoffen,  daß die ausge-
wählten „Teile", mögen sie auch in ihrer Summe nicht das „Ganze" 
des Gegenstandsbereichs der gesetzlichen Hochschulreform ausmachen, 
dieses Ganze doch zureichend repräsentieren. 

Herrn Senator E. h. Ministerialrat a. D. Prof.  Dr. Johannes Broer-
mann danke ich für die Aufnahme dieser Untersuchung in die Reihe 
„Schriften zum Öffentlichen  Recht". 

H. A. 
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Einleitung 

Durch § 72 I Hochschulrahmengesetz (HRG) wurden die Bundesländer 
verpflichtet,  bis zum 30. Januar 1979 dem HRG entsprechende Landes-
gesetze zu erlassen. Diesem Gebot sind inzwischen alle Länder bis auf 
Nordrhein-Westfalen  nachgekommen1. 

1 Folgende Gesetze 
Bund: 

Baden-Württemberg : 

Bayern: 

Ber l in : 

Bremen: 

Hamburg: 

Hessen: 

Niedersachsen: 

Rheinland-Pfalz: 

Saarland: 

Schleswig-
Holstein: 

wurden beschlossen: 
Hochschulrahmengesetz vom 26.1.1976 (BGBl. I 1976 
S. 185) [HRG]. 
Universitätsgesetz vom 22.11.1977 (GBl. S. 473) [BW 
UG] ; Fachhochschulgesetz vom 22.11.1977 (GB1. S. 522) 
[BW FHG] ; Gesetz über die Pädagogischen Hochschu-
len vom 22.11.1977 (GBl. S. 557) [BW PHG] ; Kunst -
hochschulgesetz vom 22.11.1977 (GBl. S.592) [BW 
KHG] . 
Bayerisches Hochschulgesetz i n der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. 11. 1978 (GVB1. S. 790) 
[BayHSchG]; Bayerisches Hochschullehrergesetz vom 
24. 8.1978 (GVB1. S. 571) [BayHSchLG]. 
Gesetz über die Hochschulen i m Land Ber l in vom 
22.12.1978 (GVB1. S. 2449) [BerlHG]. 
Bremisches Hochschulgesetz vom 14.11.1977 (GBl. 
S. 317) [BremHG]. 
Hamburgisches Hochschulgesetz vom 22.5.1978 (GVB1. 
S. 10) [HmbHG]. 
Hochschulgesetz vom 6.6.1978 (GVB1. I S. 319 [HHG] ; 
Universitätsgesetz vom 6.6.1978 (GVB1. I S. 348) 
[HUG]; Kunsthochschulgesetz vom 6.6.1978 (GVB1. I 
S. 378) [Hess.KHG] ; Fachhochschulgesetz vom 6. 6.1978 
(GVB1. I S. 380) [Hess. FHG]. 
Niedersächsisches Hochschulgesetz vom 1.6.1978 (GVB1. 
S. 473) [NHG]. 
Hochschulgesetz vom 21.7.1978 (GVB1. S. 507) [RP 
HochSchG] ; Verwaltungshochschulgesetz (Speyer) vom 
21.7.1978 (GVB1. S. 568) [RP VHochSchG]; Fachhoch-
schulgesetz vom 21.7.1978 (GVB1. S. 543) [RP Fach-
HSchG]. 
Gesetz Nr. 1093 „Saarländisches Universitäts-Gesetz" 
vom 14.12.1978 (Amtsbl. S. 1085) [SUG]; Gesetz Nr. 1096 
über die Fachhochschule des Saarlandes vom 31.1. 
1979 (Amtsbl. S. 269) [SL FHG] ; Gesetz Nr. 1099 über 
die Musikhochschule des Saarlandes vom 21.3.1979 
(Amtsbl. S. 393) [SL MHG] . 
Hochschulgesetz vom 2. 5.1973 (GVOB1. S. 153), zuletzt 
geändert durch Drit tes Gesetz zur Änderung des 
Hochschulgesetzes vom 22.12.1978 (GVOB1. S. 356) 
[SH HSG]. (Die zit ierten Paragraphen richten sich 
nach der Paragraphenfolge  des novell ierten Gesetzes). 
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Damit hat eine langjährige konfliktbeladene Reformdiskussion ihr 
vorläufiges gesetzliches Ende gefunden. Das gibt Anlaß zu der Frage, 
ob das HRG, das der Bund aufgrund seiner 1969 eingeführten Rahmen-
kompetenz für „die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens" 
(Art. 75 Nr. 1 a GG) erlassen hat, einheitstiftende Kraf t  entfalten und 
ob es das zuvor mehr und mehr auseinanderfließende Länderhoch-
schulrecht wenigstens in den wesentlichen Regelungsbereichen zur 
Übereinstimmung bringen konnte2. 

Eines der wichtigsten Ziele des HRG war es ja, den kontroversen 
hochschulpolitischen Auseinandersetzungen bundesweit ein Ende zu 
bereiten. Daß die dabei gefundenen Lösungen nur durch Kompromisse 
zu erreichen waren, daß keine Seite ihre Modellvorstellungen unver-
kürzt zu verwirklichen vermochte, schmälert die Bedeutung des Geset-
zes nicht. Wichtiger ist die Frage, wie tragfähig die Kompromisse sind 
und ob sie sich auch bei der Umsetzung der HRG-Vorschriften  in Län-
derhochschulgesetze bewährt haben. 

Diese Untersuchung w i l l nicht das Hochschulrecht in seiner ganzen 
durch das HRG geregelten Breite abhandeln. Sie beschränkt sich viel-
mehr auf einige ausgewählte Aspekte, vor allem auf solche Punkte, 
die in den dem HRG vorausgegangenen hochschulpolitischen Diskus-
sionen kontrovers waren. Zu klären ist, welche hochschulrechtlichen Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede sich in den Hochschulgesetzen der 
Bundesländer vor dem Hintergrund des HRG herausgebildet haben. 
Auf diese Weise läßt sich ermitteln, ob und in welchem Maße das Profi l 
der Ländergesetze durch neue Gemeinsamkeiten oder aber durch fort-
wirkende hochschulpolitische Gegensätze geprägt ist. 

Als näher zu untersuchende Problemfelder  werden erörtert: die ge-
setzlich erfaßten Hochschulen (I.), die anzusteuernde Entwicklung des 
Hochschulwesens und in diesem Zusammenhang die Gesamthochschul-
frage (II.), die Gewährleistung der Wissenschaftsfreiheit  (III.), die Stu-
dienreform (IV.), die Personalstruktur (V.) und die Organisation der 

I n Nordrhein-Westfalen  liegen gegenwärtig nur der Entwur f  der Landes-
regierung zu einem Gesetz über die wissenschaftlichen Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen  vom 5.12.1978 (LT-Drucksache 8/3880) [NW 
EWissHG] und der Regierungsentwurf  zum Gesetz über die Fachhochschulen 
i m Lande Nordrhein-Westfalen  vom 24. 5.1979 (LT-Drucksache 8/4551) [NW 
EFHG] vor. 

2 Dem Bundesgesetzgeber sind durch Ar t . 75 Nr. 1 a GG vierfach gestufte 
Grenzen gezogen: Er kann nur einen Rahmen festlegen; dieser Rahmen darf 
gem. Ar t . 72 I I GG nur insoweit ausgefüllt werden, als ein Bedürfnis  nach 
bundesgesetzlicher Regelung besteht; das Gesetz ist auf die Regelung von 
Grundsätzen  beschränkt; diese Grundsätze dürfen ihrerseits nur allgemeiner 
Natur sein (Maunz,  in : Maunz / Dür ig / Herzog / Scholz, Ar t . 75 Rdnr. 28). Ob 
der Bundesgesetzgeber m i t dem HRG, das an vielen Stellen detail l ierte Spe-
zialregelungen aufweist, diese Grenzen immer eingehalten hat, kann dahin-
gestellt bleiben. Zweifelnd Thieme,  WissR 1976 S. 198. 
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Hochschule (VI.), die Zusammensetzung der Hochschulgremien (VII.), 
das Ordnungsrecht der Hochschule (VIII.), die rechtliche Stellung der 
Studentenschaft (IX.) und das Verhältnis von Hochschule und Staat (X)3. 

Angesichts eventueller Abweichungen einzelner landesgesetzlicher 
Vorschriften  vom HRG und im Blick auf mögliche Regelungslücken 
infolge unvollständiger Umsetzung des HRG in Landesrecht stellt sich 
vorab die Frage nach der A r t der durch das Rahmengesetz erzeugten 
Bindungswirkung. Es mag dahinstehen, ob nach der in Art . 75 I a GG 
vorgesehenen Kompetenzverteilung ein Gesetz, das auf die Regelung 
der allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens beschränkt ist, über-
haupt den einzelnen unmittelbar berechtigen oder verpflichten kann4. 
Das HRG selbst enthält nämlich in seinem § 72 I die notwendige Klar-
stellung: Indem es die Länderparlamente verpflichtet,  ihm entspre-
chende Hochschulgesetze zu erlassen, macht es deutlich, daß seine Vor-
schriften Anweisungsnormen für die Legislativen sind und keine un-
mittelbare Geltungskraft  beanspruchen. Dieser Grundsatz wi rd durch 
die — auf Art . 74 a und 75 Nr. 1 GG gestützte — Ausnahmeregelung 
in § 72 I 2. Hs. unterstrichen, wonach zwei beamten- und besoldungs-
rechtliche Einzelvorschriften  (§§ 48 I I und 51) unmittelbar gelten. 

Ist das HRG demnach ein nur den Landesgesetzgeber bindendes 
Richtliniengesetz, so bleiben ihm zuwiderlaufende landesrechtliche Vor-
schriften — bis zu einer möglichen Kassationsentscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts  in einem Verfahren  der abstrakten Normen-
kontrolle nach Art. 93 I Nr. 2 GG — in Kraft ;  sofern die Transforma-
tion einzelner Vorschriften  des HRG unterblieben ist, besteht ein lan-
desgesetzlich nicht ausgefülltes Rechtsvakuum, auf dessen Beseitigung 
im Wege einer Klage nach Art. 93 I Nr. 3 GG hingewirkt werden kann. 

3 Die durch den Numerus clausus aufgeworfenen  Zulassungsprobleme kön-
nen hier außer acht bleiben. Sie sind i m Staatsvertrag über die Vergabe 
von Studienplätzen vom 23. 6.1978 (Hess. GVB1. I S. 471) auf der Grundlage 
der §§ 29 ff.,  72 I I HRG geregelt und werden durch den Gegenstandsbereich 
der Länderhochschulgesetze praktisch nicht berührt. 

4 Ablehnend Maunz,  Ar t . 75 Rdnr. 28 b; Thieme, WissR 1976 S. 198. Bejahend 
die Bundesregierung i n ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bun-
desrates zum Regierungsentwurf  eines Hochschulrahmengesetzes, BT-Druck-
sache 7/1328, Ani . 3, zu Nr. 3; Bode, in : Dall inger / Bode / Dell ian, Hochschul-
rahmengesetz: Kommentar, § 72 Rdnr. 6. 


